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Bund der
Strafvollzugsbediensteten

Deutschlands (BSBD)

Fachzeitschrift
für die Bediensteten des
Justizvollzugs

Im Fachteil:

� Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des 
Jugendstrafvollzuges (GJVollz)

� Rechtsprechung Juni 2004
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JVA Brandenburg
Im Blickpunkt:

(s. Landesteil)
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BSBD bei Personalratswahlen erfolgreich!
BSBD setzt sich auf allen personalvertretungsrechtlichen Ebenen durch

Falls es noch eines Beweises bedurfte, so haben ihn die Personalratswahlen am 2. Juni 2004 er-
bracht: der BSBD ist eindeutig die bestimmende gewerkschaftliche Kraft im Bereich des Strafvollzu-
ges. Von den 5.969 Strafvollzugsbediensteten, die sich am Urnengang beteiligten, unterstützten

4.287 die Listen des BSBD mit ihrer Stimme. Mit 71,8 Prozent hat der BSBD ein herausragendes Wahler-
gebnis erzielt, während ver.di lediglich 24 Prozent der Stimmen erreichen konnte. Dieses eindeutige Vo-
tum der Kolleginnen und Kollegen hat unseren Kandidatinnen und Kandidaten für den Hauptpersonalrat,
den Bezirkspersonalrat und für die örtlichen Personalräte zu überwältigenden Mehrheiten verholfen. Sei-
ne dominierende Position als gewerkschaftliche Interessenvertretung der Strafvollzugsbediensteten konn-
te der BSBD souverän behaupten. Diesen großen Zuspruch empfinden die Mandatsträger des BSBD als
Herausforderung und Verpflichtung, sich für die Sicherung und Durchsetzung der spezifischen Berufsinte-
ressen der Strafvollzugsbediensteten auch künftig mit überzeugendem Engagement einzusetzen.

Zu danken hat der Landesver-
band all jenen Kolleginnen und
Kollegen, die unsere Fachge-
werkschaft in den Mandaten

vor Ort repräsentieren und die
gewerkschaftliche Arbeit für
den Einzelnen unmittelbar er-
fahrbar machen. Mit großem

persönlichen Einsatz, Einfüh-
lungsvermögen und Überzeu-
gungskraft haben sie die he-
rausragenden gewerkschaftli-
chen Erfolge des BSBD vorge-
stellt und damit die Grundlage
für ein hervorragend Personal-
ratswahlergebnis gelegt. 
Nichts ist jedoch so gut, dass es
nicht noch besser gemacht
werden könnte. Gerade in die-
ser zunehmend schwierigen
Zeit, in der uns die Politik mit
immer neuen Zumutungen
konfrontiert, ist es von essen-
tieller Bedeutung Geschlos-
senheit zu zeigen und solida-
risch für die eigenen Interessen
einzutreten. Deshalb stimmt
das Absinken der Wahlbeteili-
gung auf rd. 70 Prozent etwas
bedenklich. An diesem Punkt
werden die Mandatsträger des
BSBD künftig den Hebel anset-
zen, um auch jene durch eine
sachgerechte, fachkompetente
Gewerkschaftsarbeit zu über-
zeugen, die den BSBD bislang
noch nicht mit ihrer Stimme
unterstützen.

Der BSBD hat die eindeutigen
Mehrheitsverhältnisse im Be-
zirkspersonalrat festigen
können. Zwölf der insgesamt
fünfzehn Sitze gingen an die
Kandidatinnen und Kandida-
ten des BSBD. 
Wenngleich die konstituieren-
de Sitzung noch nicht stattge-
funden hat, zeichnet sich je-
doch ab, dass der BSBD-Lan-
desvorsitzende Klaus Jäkel
erneut zum Vorsitzenden ge-
wählt werden wird. Mit Theo-
dor Wieczorek (Wuppertal)
und Erwin Rosengart (Dort-
mund) stellen sich die bisheri-

gen Stellvertreter zur Wieder-
wahl. Auch durch diese perso-
nelle Kontinuität in der Wahr-
nehmung der personalvertre-
tungsrechtlichen Aufgaben
stellt der BSBD eine fachkom-
petente, ergebnisorientierte
Interessenvertretung sicher. 
In den Hauptpersonalrat wer-
den für den BSBD die Kollegen
Klaus Jäkel (Bielefeld), Peter
Brock (Rheinbach), Theodor
Wieczorek (Wuppertal) und
Erwin Rosengart (Dortmund)
einziehen. 
Die im Jahre 2000 errungene
Mehrheit der Mandate konnte

durch die AG Justiz souverän
gehalten werden. 
Die gewerkschaftliche Kon-
kurrenz von ver.di hat in allen
Bereichen der Justiz Verluste
hinnehmen müssen und ist in
vielen Vollzugseinrichtungen
unter die 20-Prozent-Marke
gerutscht. Als nicht ganz un-
problematisch erscheint aus
der gewerkschaftlichen Sicht
des BSBD jener Umstand,
dass ver.di in vielen Behörden
auf örtlicher Ebene gar nicht
mehr zu den Personalratswah-
len antritt, was das Entstehen
„Freier Listen“ begünstigt. 

Die mit einem überzeugenden Vertrauensbeweis ausgestattete BSBD-
Mannschaft wird während der neuen Amtsperiode nachdrücklich für die
Interessen der Kolleginnen und Kollegen eintreten und streiten.

Klaus Jäkel: „Die Personalrats-
wahlen 2004 haben den erhofften
Vertrauensbeweis für die Man-
datsträger des BSBD erbracht. Auf
dieser Grundlage wird sich der
BSBD den sich zunehmend ab-
zeichnenden Herausforderungen
durch die Politik stellen. Das Wis-
sen darum, dass die Strafvollzugs-
bediensteten bereit und in der La-
ge sind, gemeinsam für ihre Inte-
ressen einzutreten und zu streiten,
verleiht uns dabei die erforderli-
che Zuversicht und Stärke.“ 

Um die spezifischen Interes-
sen der Berufsgruppenmin-
derheit der Strafvollzugsbe-
diensteten wirksam vertreten
zu können, ist angesichts der
absehbaren weiteren Zumu-
tungen, die die Politik für uns
Strafvollzugsbedienstete be-
reit hält, größtmögliche Einig-
keit zwingende Vorausset-
zung. In diesem Sinne ist das
hervorragende Ergebnis des
BSBD bei den Personalrats-
wahlen 2004 erneut Ermuti-
gung und Ansporn, die berech-
tigten Anliegen des Strafvoll-
zuges und der Kolleginnen und
Kollegen gegenüber den politi-
schen Entscheidungsträgern
sachgerecht und mit dem ge-
botenen Nachdruck zu vertre-
ten und durchzusetzen. Hin-
sichtlich der Vertretung der In-
teressen der öffentlich Be-
schäftigten wird die Luft von
Jahr zu Jahr dünner. Die poli-
tischen Verantwortungsträger
zielen mit ihrem permanenten
Gerede von den leeren Haus-
haltskassen darauf ab, die In-
teressenvertreter der Gewerk-
schaften sollten quasi mit der

Gewerkschaftliche
Herausforde-
rungen gestärkt 
annehmen

Eindeutige Mehrheitsverhältnisse

ver.di ver.di ver.di

BPR beim LVJ-Amt NRW
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Schere im Kopf in die Verhand-
lungen mit der Politik eintre-
ten. Das ständige Gerede von
den „Privilegien“ des öffentli-
chen Dienstes dient ihr zu-
dem, die Neiddebatte in der Öf-
fentlichkeit anzufachen, um
von eigenen Fehlern und Un-
zulänglichkeiten abzulenken. 
Um die sich abzeichnenden
weiteren Eingriffe in die Besitz-
stände des öffentlichen Diens-
tes erfolgreich abwehren zu
können, sind Einigkeit und

Solidarität mit dem BSBD
wichtiger denn je. Denn auch
für Strafvollzugsbedienstete
gilt: „Einigkeit macht stark“
und „Gemeinsam erreichen wir
mehr“!
Allen unseren Wählerinnen
und Wählern danken wir für
das hervorragende Wahler-
gebnis. 
Für den BSBD und seine Kan-
didatinnen und Kandidaten
ist dieser Vertrauensbeweis
Verpflichtung, den bisheri-

gen Weg einer ausschließlich
an den Interessen der Kolle-
ginnen und Kollegen orien-
tierten sachkritischen Ge-
werkschaftsarbeit fortzuset-
zen. 
Um auch für die Zukunft jene
Erfolge zu sichern, die den
Strafvollzugsbediensteten
eine leistungs- und aufgabe-
nangemessene Dotation und
die ihnen zustehende soziale
Anerkennung garantieren,
wird der BSBD weiter darum

bemüht sein, die Tätigkeit
unserer Personalratsmitglie-
der im Interesse des Gleich-
klangs der Interessenwahr-
nehmung in die gewerk-
schaftliche Arbeit des BSBD
einzubinden. 
Ziel des BSBD ist und bleibt
es, die Politik zu veranlas-
sen, sich klar zum Strafvoll-
zug zu bekennen und für die-
sen Bereich die erforderli-
chen haushaltswirtschaftli-
chen Prioritäten zu setzen. 

Zur Sache von Wilhelm Bokermann

Reformer und Reformen in der Krise
NRW’s Ministerpräsident bei DGB-Veranstaltung niedergebrüllt!

Der DGB hatte seine Mitglieder zu einer Kundgebung aus Anlass des „Tages der Arbeit“ in die Kölner
Innenstadt gerufen. An sich ein „Heimspiel“ für den als Hauptredner geladenen Ministerpräsidenten
Peer Steinbrück, der den versammelten Gewerkschaftern die Leitlinien seiner Politik vorstellen wollte.

An diesem 1. Mai aber war alles anders. Steinbrück, der Verfechter eines rigiden, strikten Konsolidierungs-
kurses, kam bei den rund 2.000 Teilnehmern der Kundgebung nicht gut an. Sein Auftritt endete mit einem
Eklat. Ein nicht enden wollendes Pfeifkonzert der Gewerkschafter, unterbrochen von „Hau ab“-Rufen, dem
Hochhalten von Roten Karten und die Beschimpfung des ersten NRW-Staatsdieners als „Politbonze“, vermit-
telte dem Regierungschef des größten deutschen Bundeslandes die Stimmung in der Arbeitnehmerschaft. Die
als Reform verkaufte „Rasenmäher-Politik“ wird von den Betroffenen offensichtlich nicht akzeptiert. Peer
Steinbrück, der sich nicht mehr verständlich machen konnte, brach seine Rede vor den aufgebrachten Ge-
werkschaftern mit dem Bemerken ab, dass er nur ungern weiche und er diese Form der Auseinandersetzung
als Armutszeugnis empfände, das mit Politik nichts mehr zu tun habe.

chen Dienstes bereits erklärt,
dass die Zeit für soziale Wohl-
taten vorbei sei.

Die Regelungswut der Politik sorgt dafür, dass die Arbeitsverdichtung
bislang nicht gekannte Dimensionen erreicht. Den Verantwortlichen
muss eines klar sein: Das Ende der Fahnenstange ist erreicht!

Gemeinsame Demo
von dbb und 
DGB in Düsseldorf
Bei der Protestdemonstration
der Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes am 24. Septem-
ber 2003 vor dem Düsseldorfer
Landtag mit mehr als 30.000 (!)
Teilnehmern, übrigens die
größte Demo in Düsseldorf seit
Bestehen des Bundeslandes
NRW, hatte Regierungschef
Peer Steinbrück angeboten, zu
den Demonstranten zu spre-
chen, was durch die Veranstal-
ter allerdings abgelehnt wor-
den war, um nicht einen ähn-
lichen Eklat herauf zu be-
schwören. 
Die Demonstranten forderten
− lautstark, aber diszipliniert −
das Ende der Sanierung des
Landeshaushaltes auf ihre
Kosten. Anzumerken ist dabei,
dass der Landtag − und mit
ihm der Ministerpräsident − an
diesem Tage gerade die weite-
ren Kürzungen, natürlich als
Reformmaßnahmen „ver-
packt“, für den öffentlichen
Dienst berieten. Wenige Tage
zuvor hatte der Chef des SPD-
Landtagsfraktion, Edgar Mo-
ron, in der „Westfalenpost“ mit
Blick auf die Interessenlage
der Beschäftigten des öffentli-

Das Werk 
der Reformer −
Fakten und Zahlen
Fürwahr, der öffentliche
Dienst in NRW − insbesondere
die Beamtinnen und Beamten
− hat in den letzten 10 Jahren
über 3 Milliarden Euro zur Sa-

nierung des Landeshaushal-
tes beigetragen. Keine andere
gesellschaftliche Gruppe ist
derart zur Kasse gebeten wor-
den. 
Und ein Ende ist nicht in Sicht,
wenn es nach dem Willen der
rot-grünen Landesregierung
geht. „Und wie macht man so
etwas?“, höre ich fragen. Ein-
fach durch Gesetze und
Rechtsverordnungen. Den
Weg dazu hat der Bundesge-
setzgeber durch entsprechen-

de Öffnungsklauseln geebnet.
Hier einige Beispiele:
� Verlängerung der wöchent-

lichen Arbeitszeit von 38,5
Stunden auf 41 Stunden −
natürlich kostenneutral.
Heute spricht übrigens nie-
mand der in der politischen
Verantwortung stehenden
Parlamentarier mehr da-
von, wie teuer die Beschäf-
tigten des öffentlichen
Dienstes seinerzeit die 38,5
Stundenwoche „erkauft“
haben.

� Verlängerung der Lebensar-
beitszeit, z.B. im Polizei-
und Vollzugsdienst, auf 62
Jahre.

� Verlängerung des Aus-
gleichszeitraumes für ge-
leistete Mehrarbeit auf 1
Jahr.

Die haushaltswirksamen
Sparmaßnahmen zu Lasten
des öffentlichen Dienstes be-
tragen im NRW-Haushalt 2004
etwa 658 Millionen Euro, wäh-
rend es 2005 rd. 815 Millionen
Euro sein werden. Die Auswir-
kungen bekommen vorrangig
die Beamtinnen und Beamten
zu spüren, u.a. durch
� Stelleneinsparungen, 
� Streichung des Urlaubsgel-

des,
� Absenkung der bisherigen

Sonderzuwendung,
� weitere Verschlechterung

der Beihilfenregelungen,
� Beibehaltung der 18-mona-

tigen Beförderungssperre
und der 24-monatigen Stel-
lenbesetzungssperre,
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� Verschiebung der Gehalts-
zahlungen von Angestellten
und Arbeitern.

Anträge der CDU-Opposition
zur Personalverstärkung, z.B.
im Polizei- und Vollzugsdienst,
wurden − wie nicht anders zu
erwarten − seitens der rot-grü-
nen Koalitionäre abgelehnt.
Beschlossen wurde hingegen
die Schaffung einer gesetzli-
chen Grundlage für eine weite-
re Rücklage zur Sicherung der
Versorgungsbezüge. In diese
Rücklage soll ein bestimmter
Einmalbetrag für jeden ab dem
Jahr 2006 neu in den Landes-
dienst eingestellten Beschäf-
tigten eingezahlt werden.

zeit“ für den Arbeitnehmerbe-
reich sei, so der NRW-Minister-
präsident, „mit Blick auf die
Kassenlage und auf die Ent-
wicklung im Beamtenbereich“
vorbei. Damit ist nicht nur das
Ende einer einheitlichen Tarif-
gemeinschaft eingeläutet.
Vielmehr wird von Seiten der
öffentlichen Arbeitgeber durch
eine angestrebte − und selbst-
verständlich kostenneutrale −
Arbeitszeitverlängerung und
weiterem Stellenabbau die Ar-
beitsplatzverdichtung auf
Knochen der beschäftigten Ar-
beitnehmer erhöht.
Der Aufforderung der dbb tarif-
nunion zur kurzfristigen Wie-
derinkraftsetzung der gekün-
digten Regelungen zur Ar-
beitszeit sowie der bereits zu-
vor gekündigten Tarifverträge
zum Urlaubsgeld und zur
Sonderzuwendung ist die TdL
nicht nachgekommen. Viel-
mehr hat sie in den umgehend
anberaumten Verhandlungen
am 12. Mai d.J. unerfüllbare
Forderungen gestellt, die eine
Einigung unmöglich machten.

kommt. Erst jüngst, am 14.
Mai d.J., erklärte NRW-Fi-
nanzminister Jochen Dieck-
mann (SPD), dass im Landes-
haushalt 2004 ein Loch von
900 bis 950 Millionen Euro
klaffe. 
Man darf darauf gespannt
sein, durch welche nun noch
zu erfindenden „Reformschrit-
te“ die Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes zur nächs-
ten Kürzungs- und Sparorgie
„ihren Beitrag“ leisten dürfen.

� neue Bezahlungssysteme
(Gesetz-Tarif-Modell).

Es steht ernsthaft zu befürch-
ten, dass bei Realisierung die-
ser Art von Reformen die Län-
der noch zügelloser als bisher
in Abhängigkeit von der jewei-
ligen Kassenlage auf das Be-
soldungs- und Versorgungs-
system und die Beschäfti-
gungsbedingungen Einfluss
nehmen werden. Mit seiner be-
kannten Antibeamtenposition
unterstützt der NRW-Landes-
bezirksleiter von ver.di, Hart-
mut Limbeck, die Vorstellun-
gen von „Bull“. Noch Fragen?

„dbb-Reform-
modell 21“ −
ein Konzept 
zur Modernisierung
des öffentlichen
Dienstrechts
Der dbb beamtenbund und ta-
rifunion ist diesen hauptsäch-
lich von NRW aus initiierten
„positiven“ Vorschlägen, so je-
denfalls der Beauftragte des
Ministerpräsidenten des Lan-
des NRW für die Reform des öf-
fentlichen Dienstrechts, Wolf-
gang Riotte (Innenstaatssekre-

„Bull-Kommission“ −
und kein Ende in Sicht
Als wenn nichts gewesen wäre,
hält Ministerpräsident Peer
Steinbrück an den Vorschlägen
der „Bull-Kommission“ fest.

Diese fordert u.a. 
� Aufhebung des herkömmli-

chen Beamtenrechts und
des bisherigen Tarifrechts
zu Gunsten eines einheitli-
chen Dienstrechts,

� Abschaffung des geltenden
Personalvertretungsrechts,

� Zulassung des Streiks für
„normale“ Beschäftigte (u.a.
ausgenommen Polizei und
Strafvollzug) und

Kündigung 
der Tarifverträge
für Angestellte und
Arbeiter
Und weiter geht’s! Am 25. März
d.J. hat NRW’s Regierungschef
Peer Steinbrück bei der Konfe-
renz der Ministerpräsidenten
in Berlin der Kündigung der
Tarifverträge über die Arbeits-
zeit für Angestellte und Arbei-
ter der Länder zum 30. April
d.J. zugestimmt. Die „Schon-

Neue Hiobsbotschaft
Ein Sprichwort besagt, dass
ein Unglück selten allein
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tär a.D.), mit seinem „Reform-
modell 21“ unter dem Motto
„Wir müssen Politik machen,
um nicht Opfer der Politik zu
werden!“ entgegengetreten.

Die Eckpunkte des dbb-
Dienstrechtskonzeptes, die
ausnahmslos im Rahmen des
geltenden Beamtenrechts zu
verwirklichen und die auch für
den Tarifbereich der Angestell-
ten und Arbeiter verhandelbar
sind, bilden eines realistische
Grundlage dafür, die von den
Dienstherren erzwungene
Perspektivlosigkeit für die
Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes zu durchbre-
chen. Das kann u. a. durch ein
neues Laufbahnrecht und eine
neue Bezahlungsstruktur ge-
schehen, damit auch die Leis-
tungsorientierung weiter in-
tensiviert werden kann.

Bereits im Februar d.J. hatte
dbb-Landeschef Ralf Eisenhö-
fer vor WDR-Journalisten u.a.
erklärt: „Es gibt keine Beam-
tenkrise, sondern eine Krise
des gesamten öffentlichen
Dienstes, u.a. hervorgerufen
durch Finanzprobleme und
Personalabbau bei gleichzeiti-
gem Aufgabenzuwachs“. 

In diesem Zusammenhang
erscheint es äußerst wichtig,
dass die Verantwortlichkeit
für die Regelungswut der Po-
litiker stärker hervorgeho-
ben wird und nicht ständig
die Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes im Brenn-
punkt der Kritik für Dinge
stehen, die sie gar nicht zu
verantworten haben.

Angesichts der Sinnwidrig-
keit der von den Politikern
als Reformen „verkauften“
drastischen Einschnitte in
die Besoldung der Beamten
von derzeit etwa 10 % sind
letztere gemeinsam mit den
Angestellten und Arbeitern
aufgefordert, denen, die die
Funktionsfähigkeit des
Staates und damit die Verlet-
zung der Interessen der Bür-
ger riskieren, auf allen ge-
sellschaftlichen Ebenen die
Rote Karte zu zeigen. Das
wirkt nachhaltiger als grobe
Worte oder gar Ohrfeigen.

www.bsbd-nrw.dewww.bsbd-nrw.dewww.bsbd-nrw.dewww.bsbd-nrw.de
Besuchen Sie uns im Internet

Hilfe für Leukämiekranke

Ein kleiner Piekser, mehr nicht, aber eine große Hoffnung für Leukämie-
kranke

Thomas Becker vom BSBD
Ortsverband Attendorn, zur
Zeit Justizvollzugssobersekre-
täranwärter an der Justizvoll-
zugsschule NRW in Wuppertal,
hatte eine zündende Idee: Er
lud die Stefan-Morsch-Stif-
tung, deren Ziel es ist, Leukä-
miekranken zu helfen, in die
Justizvollzugsschule NRW ein.
Animiert wurde Thomas Be-
cker durch Erfahrungen mit
Leukämiekranken aus seinem
privaten Umfeld. Für Frank
Fraikin, Leiter der JV-Schule,
war es selbstverständliche Ver-
pflichtung, Thomas Becker bei
seinem Vorhaben zu unterstüt-
zen. 
Rasch waren die Vorbereitun-
gen abgeschlossen; an die 100
Schülerinnen und Schüler so-
wie Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter nahmen an der Blut-
entnahmeaktion teil. Die seit
1986 tätige Stiftung hat inzwi-
schen annähernd 280.000
Menschen im Alter zwischen 18
und 50 Jahren erreicht und da-
zu bewegen können, sich typi-
sieren und als mögliche Kno-

chenmark- bzw. Stammzellen-
spender registrieren zu lassen.
Zahlreichen Menschen in ver-
zweifelter persönlicher Situati-
on konnte die Stiftung durch
ihre Initiativen neue Lebens-
perspektiven und realistische
Heilungschancen eröffnen.
Thomas Becker hat mit seiner
selbstlosen Aktion einen we-
sentlichen Beitrag geleistet, das
Leid vieler Betroffener zu lin-
dern.
Wenn Sie an weiteren Informa-
tionen über die Morsch-Stif-
tung und die medizinischen
Hintergründe einer Typisierung
interessiert sind, schauen Sie
unter: www.stefan-morsch-stiftung.de nach.

Thomas Becker (links) mit einem
Vertreter der Stefan-Morsch-Stif-
tung. Beide waren überaus efreut
über die zahlreiche Teilnahme der
Kolleginnen und Kollegen an der
Typisierung.
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GlosseGlosse

Tach 
auch
Justus 
V. Anonymus

Liebe Leidensjenossen,
de Jeist von Bull soll
in unsere Herzen. Un-

sere Behördenleiter sin
schon verjattert worden.
Freudisch sollen sie den
Jeist von Bull in sich auf-
nehmen, vermehren un an
uns weiterjeben. Dat hat
doch wat! Ich stell mir vor,
wie unser Scheff den Jeist in
sich einatmet, so ähnlich
wie die Aposteln zu Pfings-

Der Geist von Bull!!

ten. Vorher musse aber
noch alle seine Sünden
beischten. Un dann schwebt
de, janz jefüllt mit den Bull-
Jeist, unter de Decke. Jros-
artich! Vielleisch sollten wir
alle so Schticker traren „Ei

laff Bull“. Un dann beten wir
alle jemeinsam: Heilijer
Jeist, jib uns mehr Schtun-
den, mehr Arbeit und weni-
jer Jeld, in Ewichkeit Amen.
Endlich darf ich mehr leis-
ten, endlich brauch ich nich
mehr faul zu sein! Dat is dat
Paradies auf Erden! Ich hätt

nit jedacht, dat ich dat noch
erleben würde!
Nidde so schnell! So einfach
jeht dat nit. Wir müssen erst
noch missijoniert werden.
Noch hamme nit de reschte
Jlaube. Aber dat wird jetz al-

les anders. Eine Jruppe von
Missijonaren schtrömt in
unsere Anstalten aus und
wird uns alle den Jeist brin-
gen. Die schon totjejlaubte
OEBe hat ihre Bestimmung
jefunden. Ihr Credo: „Hans
Peter ’Pitt’ Bull verleiht
Flüüüüjel!“ 

Oder kütt da doch nur Bull-
schitt bei russ? Nee, dat wär
jetz echt destruktief. Ich fin-
de, die Jungs han en eschte
Schankse verdient. Jrundje-
halt saren wer mal 3.500
Euro im Monat, un dan
zwanzisch Prozent ruff oder
runter, je nach Leistung.
Wer die meisten Mitarbeiter
überzeugt hat, de kritt dat
meiste Jeld! Is doch fähr
oder? Un einmal im Monat
wird der „Mitarbeiter des
Monats“ ausjekuckt, der
dann noch ne Prämie kritt.
So, dat musste ich mich
doch ens vonne Seele reden.
Jetz muss ich aber loss. Ma-
chet jut, biss dann. Tschö-
höh. 
Euer Justus V. Anonymus

Der „Technische Vollzugsdienst“ verständigt sich über
Grundsätze zur Weiterentwicklung der Laufbahn

Kollege Theodor Wieczorek
schilderte zu Beginn des Dis-
kussionsprozesses zunächst
die schwierigen Rahmenbedin-
gungen, mit denen der Straf-
vollzug in NRW derzeit konfron-
tiert ist und die bei der strategi-
schen Neuausrichtung der Ge-
werkschaftsarbeit für den
„Technischen Vollzugsdienst“
zu berücksichtigen sind. Die
angespannte Haushaltssituati-
on, die Eingriffe in die Besol-
dung, die Verlängerung der Wo-
chenarbeitszeit, wie auch die
veränderte Sicherheitslage

könnten sich, so Wieczorek, zu
einer Zerreißprobe für den
Strafvollzug entwickeln. „Auf
uns bewegen sich Herausforde-
rungen zu, deren Ausmaß sich
bestenfalls erahnen lassen. Die
terroristischen Gewaltakte fa-
natisierter religiöser Funda-
mentalisten, wie wir sie in un-
serer unmittelbaren europäi-
schen Nachbarschaft erleben,
werden nicht ohne Auswirkun-
gen auf den Strafvollzug blei-
ben“, meinte der Gewerkschaf-
ter. Demzufolge sei es gegen-
wärtig schwierig, für die zwei-

felsohne berechtigten Forde-
rungen und Anliegen des „Tech-
nischen Vollzugsdienst“ es im
politischen Raum Gehör zu fin-
den. Gegenwärtig sei die Politik
unter Ausnutzung einer de-
pressiven Grundstimmung da-
bei, tiefe Einschnitte in das Be-
soldungssystem vorzubereiten.
Diese Entwicklung wollte
Wieczorek jedoch nicht nur ne-
gativ gesehen wissen. 
„Die Rahmenbedingungen sind
zwar schlecht, aber aussichts-
los sind sie auch nicht.“ In dem
Bemühen um eine qualifikati-

ons- und aufgabenangemesse-
ne Besoldung für die Laufbahn
des Werkdienstes würden sich
Chancen dann ergeben, wenn
verstärkt der Blick auf die Kos-
ten gelenkt werde. 
Deshalb bestehe immer die
Möglichkeit, die Besoldungs-
strukturen der Berufsgruppen-
minderheiten des Vollzuges
Schritt für Schritt zu verbes-
sern, wenn man auf stichhalti-
ge Argumente verweisen könne.
Dies gelte auch jetzt, da die Ver-
teilungsspielräume sehr eng
geworden seien. 

In mehreren Arbeitssitzun-
gen haben sich unter der
Leitung von Jörg Winkens

(Heinsberg) die Mitglieder
des Arbeitskreises „Techni-
scher Vollzugsdienst“ auf
Grundsätze zur Weiterent-
wicklung ihrer Laufbahn ge-
einigt. Ziel der intensiven Be-
ratungen war es, einen ein-
vernehmlichen Weg für die
konzeptionelle Ausgestal-
tung eines „Technischen Voll-
zugsdienst“es“ zu entwi-
ckeln, Aufgabenstellung und
Umfang des vorhandenen
Kompetenzpotentials dar-
zustellen und künftige beruf-
liche Perspektiven und Chan-
cen auszuloten. Für die
BSBD-Landesleitung nahmen
die stv. Landesvorsitzenden
Theodor Wieczorek und
Friedhelm Sanker an den
Veranstaltungen teil. Die Mitglieder des Arbeitskreises „Technischer Vollzugsdienst“ diskutieren die weitere Strategie zur Durch-

setzung der entwickelten Zielvorstellungen.
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Gewerkschaftsarbeit für den 
„Technischen Dienst“ intensivieren
„Die Erfolge der zurückliegen-
den Jahre sollten uns Ansporn
und Inspiration sein, uns von
kurzfristigen Misserfolgen
nicht entmutigen zu lassen,
sondern kontinuierlich an der
Realisierung unserer gewerk-
schaftlichen Vorstellungen zu
arbeiten“, rief Wieczorek den
Werkdienstvertretern zu. In
den zurückliegenden Jahren
sei die stufenweise haushalts-
rechtliche Umsetzung der ver-
besserten Obergrenzenrege-
lung für den Werkdienst er-
reicht worden. Mit dem Haus-
haltsgesetz 2004/2005 würde
die letzte der fünf Umsetzungs-
stufen realisiert. Damit habe
der BSBD in Zeiten, in denen
die Eingriffe in bestehende Be-
soldungsstandards an der Ta-
gesordnung seien, zusätzliche
Beförderungsmöglichkeiten
realisieren können. Ange-
sichts dieser Sachlage müsse
der Blick in die Zukunft nicht
nur pessimistisch ausfallen.
Verhaltener Optimismus sei
durchaus angebracht. 
Als kurz- bis mittelfristige Ziel-
vorstellungen sieht der Ar-
beitskreis „Technischer Voll-
zugsdienst“ 
� die Überleitung der restli-

chen Werkdienstleiter nach
BesGr A 10 und

� die Anhebung der Meister-
zulage an.

Theo Wieczorek warnte in-
dess davor, sich von der Anhe-
bung der Meisterzulage die Lö-
sung aller Besoldungsproble-
me der Laufbahn zu erhoffen.
Gegenwärtig bestimme die Fö-
deralismusdebatte das politi-
sche Tagesgeschäft. Die Neu-
ordnung der Aufgabenvertei-
lung zwischen Bund und Bun-
desländern wirke quasi als
Hemmschuh, weil bundes-
rechtliche Änderungen derzeit
kaum zu erreichen und durch-
zusetzen seien. Zunächst
müsse die Aufgabenstruktur
keiner definitiven Regelung
zugeführt werden. Mehr Kom-

petenz im Besoldungsbereich
streben die Länder allerdings
nur deshalb an, weil sie sich
den Zugriff auf diesen Bereich
wünschen, um ihre Haushalte
besser konsolidieren zu kön-
nen. Vor diesem Hintergrund
erweist sich die Anhebung der
Meisterzulage auf ein der zu-
sätzlichen Qualifikation ent-
sprechendes Niveau als pro-
blematisch, weil es das erklär-
te Ziel der Bundesregierung
ist, die Zahl der Zulagen dras-
tisch zu kürzen.
Nach Aussage des stv. Landes-
vorsitzenden Friedhelm San-
ker ist der Zeitpunkt für eine
angemessene Erhöhung der
Meisterzulage gegenwärtig
nicht gerade günstig. Doch, so
der Gewerkschafter, müssten
in Zeiten enger Verteilungs-
spielräume die Weichen so ge-
stellt werden, dass gewerk-
schaftliche Zielvorstellungen
bei verbesserter Einnahmesi-
tuation realisiert werden
könnten. 
Diese Strategie werde durch
den BSBD im Interesse des
„Technischen Dienstes“ kon-
sequent und nachdrücklich
verfolgt, um mittelfristig die
berechtigten Interessen des
„Technischen Dienstes“
durchzusetzen. 
„Die BSBD-Landesleitung hat
sich zwischenzeitlich dafür
ausgesprochen, die weitere
Überleitung von Stellen in die
Laufbahngruppe des gehobe-
nen Dienstes vorrangig und
mit allem Nachdruck zu verfol-
gen“, konkretisierte Sanker
die weiteren gewerkschaftli-
chen Initiativen des BSBD für
die Laubahn. Diese Bemühun-
gen müssen nach Einschät-
zung des Gewerkschafters
zum einen nachvollziehbar auf
dem Nutzen der Arbeit der
Laufbahnangehörigen für die
Gesellschaft basieren; sie
müssten zum anderen aller-
dings auch durch die Betroffe-
nen mitgetragen werden.

Vorrang für die berufliche 
Qualifizierung von Straftätern
Der Gewerkschafter plädierte
dafür, den Aufgabenzuschnitt
für den „Technischen Voll-
zugsdienst“ grundlegend zu
überdenken. Die Umbrüche,
die sich im öffentlichen Dienst
abzeichneten, müssten für ei-

ne völlige Neuausrichtung der
Laufbahn genutzt werden. Da-
bei biete es sich an, die spezi-
fischen Fähigkeiten der Lauf-
bahnangehörigen überwie-
gend dort nutzbar zu machen,
wo der größte gesellschaftliche

Mehrwert oder Nutzen zu er-
warten ist, nämlich im Bereich
der beruflichen Qualifizierung
von Delinquenten. 
Durch die erfolgte Überfüh-
rung der Liegenschaften des
Landes in den Bau- und Lie-
genschaftsbetrieb Nordrhein-
Westfalen eröffnet sich die
Möglichkeit, den „Technischen
Vollzugsdienst“ von reinen
Serviceleistungen zu entbin-
den. Hierdurch ergibt sich die
Chance einer zwingend not-
wendigen Aufgabenverlage-
rung. Nach weitgehend über-
einstimmender Auffassung
des Arbeitskreises sollten die
Fähigkeiten des Werkdienstes
zur beruflichen Qualifizierung
von Delinquenten stärker als
bisher genutzt werden. In die-
sem Bereich liegen die unbe-
streitbaren Kompetenzen der
Laufbahnangehörigen, die
folglich einen wesentlichen
Beitrag zur Effizienzsteigerung

des Vollzuges leisten könnten.
„Der sich abzeichnende Pro-
zess der Neuorientierung
muss aktiv mitgestaltet wer-
den, damit das breite Aufga-
benfeld der beruflichen Aus-
und Fortbildung von Strafge-
fangenen nicht mehr allein ex-
ternen Anbieter überlassen
bleibt“, stellte Friedhelm San-
ker fest.
Für die Aus- und Weiterbil-
dung der Gefangenen seien ab-
gestimmte Konzepte zu entwi-
ckeln, damit begonnene Aus-
und Fortbildungen nicht unter
Maßnahmen der Vollzugspro-
gression leiden müssten. Die
Form der Ausgestaltung werde
sich an den Verhältnissen in
der mittelständischen Indus-
trie und dem Handwerk orien-
tieren müssen, weil die Ausbil-
dungsteilnehmer nach der
Entlassung schließlich in die-
sem Bereich in den Arbeits-
markt integriert werden sollen.

Jörg Winkens, Leiter des Arbeitskreises „Technischer Vollzugsdienst“, ist
fest davon überzeugt, dass sich die Laufbahn im Vergleich zu externen
Berufsausbildern behaupten wird.

Kosten- und Kompetenz-
vorsprung nutzen
Die Budgetierung der Voll-
zugseinrichtungen ist in den
kommenden Jahren zu erwar-
ten. 
Die jetzige Aufteilung der Kos-
ten in Sach- und Personalkos-
ten wird dann in den Hinter-
grund treten, weil der Wirt-
schaftlichkeit eine Produktes
oder einer Dienstleistung grö-

ßeres Gewicht zukommen
wird. Dem Steuerzahler ist es
relativ gleichgültig, welche
Kostenarten bezahlt werden
müssen. Für ihn ist lediglich
die wirtschaftliche Beschaf-
fung von Gütern und Dienst-
leistungen von Interesse. Die
sich hiermit ergebenden Mög-
lichkeiten, sind durch den
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Mitunter werden amtliche
Verlautbarungen durch die
Bürgerinnen und Bürger als
Scherz empfunden, obwohl
sie meist völlig humorlos ge-
meint sein und nur dem Stre-
ben des Staates nach Perfek-
tion Ausdruck verleihen.
Nachfolgend haben wir eini-
ge extreme Beispiele zusam-
men getragen:
Stirbt ein Bediensteter wäh-
rend einer Dienstreise, so ist
die Dienstreise damit been-
det. (Kommentar zum Bun-
desreisekostengesetz) 

❊

Der Tod stellt aus versor-
gungsrechtlicher Sicht die
stärkste Form der Dienstun-
fähigkeit dar.

(Unterrichtsblätter der 
Bundeswehrverwaltung) 

❊

Ehefrauen, die ihren Mann er-
schießen, haben nach einer
Entscheidung des Bundesso-
zialgerichts keinen Anspruch
auf Witwenrente.
(Verbandsblatt des 
Bayerischen Einzelhandels) 

❊

In Nr. 2 ist in Spalte 2 das
Wort Parkplatz durch die Wor-
te Platz zum Parken zu erset-
zen.

Heute schon
gelacht?
Heute schon
gelacht?

(Ausschussempfehlung 
zum Bußgeldkatalog) 

❊

Der Wertsack ist ein Beutel,
der aufgrund seiner besonde-
ren Verwendung nicht Wert-
beutel, sonder Wertsack ge-
nannt wird, weil sein Inhalt
aus mehreren Wertbeuteln
besteht, die in den Wertsack
nicht verbeutelt, sondern ver-
sackt werden.
(Merkblatt der Deutschen
Bundespost) 

❊

An sich nicht erstattbare Kos-
tendes arbeitsgerichtlichen
Verfahrens erster Instanz
sind insoweit erstattbar, als
durch sie Kosten erspart wer-
den.
(Beschluss eines rheinland-
pfälzischen Landgerichts) 

❊

Besteht ein Personalrat aus
einer Person, erübrigt sich die
Trennung nach Geschlech-
tern.
(Information des Deutschen
Lehrerverbandes Hessen) 

❊

Die einmalige Zahlung wird
für jeden Berechtigten nur
einmal gewährt.
(Gesetz über die Anpassung
von Versorgungsbezügen) 

Werkdienst aktiv zu gestalten
und zu nutzen, um erfolgreich
mit externen Anbietern von
Aus- und Fortbildungsmaß-
nahmen zu konkurrieren. Weil
die Kosten-Nutzen-Abwägung
gegenwärtig ganz eindeutig zu
Gunsten des Werkdienstes

ausfallen würde, sollte die
Laufbahn nach Einschätzung
des BSBD alles daran setzen,
um sich im Aus- und Fortbil-
dungssegment des Vollzuges
zu etablieren und um ein un-
verwechselbares Profil zu ge-
winnen. 

Arbeitstherapie und 
Vermittlung in Beschäftigung als
Aufgabenfelder erschließen

Der „Technische Vollzugsdienst“ will sich verstärkt die berufliche Qualifi-
zierung von Straftätern als Hauptaufgabengebiet erschliesen.

Ein weiteres Betätigungsfeld
sieht der BSBD in der flächen-
deckenden Vermittlung von
Delinquenten in Beschäfti-
gungsverhältnisse nach der
Entlassung. Wenn der Über-
gang vom Vollzug in die Frei-
heit nicht in einer Weise gestal-
tet wird, die den Gefangenen
eine realistische Lebensper-
spektive eröffnet, sind alle
Wiedereingliederungsbemü-
hungen des Vollzuges um-
sonst gewesen. 
Deshalb sollte es originäre
Aufgabe des Vollzuges werden,
jene Gefangenen, die während
der Strafvollstreckung beruf-
lich qualifiziert worden sind, in
eine Anschlussausbildung
oder -beschäftigung zu vermit-
teln. 
Gerade in Zeiten hoher Ar-
beitslosigkeit kann die Bedeu-
tung einer solchen Vermitt-
lungstätigkeit nicht hoch ge-
nug eingeschätzt werden. Nur
wenn der Übergang aus dem
Vollzug in die Freiheit sachge-
recht vorbereitet worden ist,
eröffnen sich für Gefangene
Chancen, Straffälligkeit künf-
tig zu vermeiden. Auch in die-
sem Aufgabenfeld ergeben sich

nach Auffassung des BSBD
konkrete Chancen und Mög-
lichkeiten für den „Techni-
schen Vollzugsdienst“. 
Einen weiteren Bereich zur
Umstrukturierung der Ein-
satzmöglichkeiten der Lauf-
bahnangehörigen sieht der Ar-
beitskreis in der arbeitsthera-
peutischen Behandlung von
Straftätern. Weil dem Vollzug
vermehrt Straftäter zugeführt
werden, die bislang nicht in
den Arbeitsprozess integriert
waren, ergibt sich das Erfor-
dernis, diesen Personenkreis
nach und nach an regelmäßige
Arbeit zu gewöhnen. Mit nie-
derschwelligen Angeboten, die
in Maßnahmen der berufli-
chen Qualifizierung einmün-
den, gilt es zunächst die Ar-
beitsfähigkeit dieses Perso-
nenkreises zu verbessern, be-
vor sich Maßnahmen der be-
ruflichen Aus- und Fortbil-
dung anschließen können.
Auch hier eröffnet sich ein
breites Betätigungsfeld für den
„Technischen Vollzugsdienst“,
dass es in den kommenden
Jahren zu erschließen gilt. 
Im Arbeitskreis bestand Ein-
vernehmen darüber, sich auf

die Herausforderungen der
Zukunft sachgerecht und in-
tensiv vorzubereiten, damit
man von den Entwicklungen
nicht überrascht wird. Insge-
samt überwog bei den Treffen

die Zuversicht, den „Techni-
schen Vollzugsdienst“ künftig
als einen wesentlichen Eck-
pfeiler des vollzuglichen Leis-
tungsangebotes etablieren zu
können. 
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Die ultimative sportliche Herausforderung: Der Survival-Run

Das Sportereignis erweckte Interesse. Eine richtige Vorstel-
lung, welche Herausforderungen zu meistern waren, hatte
allerdings niemand. Für die 22 Interessenten des Justizvoll-

zugssportvereins Heinsberg, stand jedoch von Anfang an fest:
„Wenn wir uns beteiligen, dann nicht, um nach wenigen Metern
das Handtuch zu werfen.“ Die Ausschreibung eines Survival-Runs
durch die JVA Kruisberg in Doetinchem/Niederlande löste deshalb
zunächst intensive Trainingsarbeit aus, denn eines war den Heins-
berger Sportlern schnell klar: Ohne hervorragende konditionelle
Konstitution würde kein Blumentopf zu gewinnen sein.

Noch haben die Läufer des JVSV-Heinsberg nur eine vage Vorstellung
davon, welche Strapazen der „Survival-Run“ für sie bereit hält. 

Um den Teilnehmern das Letzte abzuverlangen, hielten die Wasserhin-
dernisse unter der Wasseroberfläche noch kleine Überraschungen be-
reit. Hans Bühn, Frank Theissen, Frank Mertzbach und Günter Joerissen
hier beim Durchqueren eines der vielen Wasserhindernisse. 

Im März 2004 veranstaltete die
Justizvollzugsanstalt de
Kruisberg in Doetinchem ih-
ren bei Insidern bereits be-
rüchtigten Survival-Run zum
13. Mal. Die Einladungen rich-
ten sich überwiegend an Be-
rufsgruppen aus dem Bereich
der Inneren Sicherheit. Mili-
tär, Justiz, Polizei und Sonder-
einsatzkommandos waren
zum fairen Wettstreit unter er-
schwerten Bedingungen gela-
den. Weil dieser Lauf von Jahr
zu Jahr mehr Interessenten
anzieht und in diesem Jahr mit
520 Anmeldungen ein Teilneh-
merrekord erzielt wurde, hat-
ten sich die Veranstalter Be-
sonderes einfallen lassen. Sie
verlängerten die Distanz auf
14 Kilometer und bauten ins-
gesamt 40 Hindernisse auf, die
die Spreu vom Weizen trennen
sollten.
Der Lauf wurde in den drei Va-
rianten Einzelstart, Zweier-
und Viererteam angeboten.
Jede Kategorie wurde separat
gewertet. Alle Hindernisse
mussten entsprechend den
Vorgaben korrekt überwun-
den werden. Die ordnungsge-

mäße Bewältigung der Hinder-
nisse wurde durch Jurymit-
glieder überwacht und bewer-

tet. Fehler oder Mängel der
Hindernisbewältigung oder
das Auslassen eines Hinder-
nisses wurden mit Zeitstrafen
geahndet. 
Bei den Teamwettbewerben
war für die Gesamtzeit die Zeit-

nahme des letzten Teammit-
gliedes maßgebend. 

Die Teilnehmer

Nach dem Eingang der Einla-
dung der holländischen Kolle-
gen wurde beim Justizvoll-
zugssportverein Heinsberg
kräftig die Werbetrommel ge-
rührt, schließlich wollte man
zahlreich und konkurrenzfä-
hig an dem „Überlebenslauf“
teilnehmen. Von den Aachener
„Tivoli-Strolchen“ konnten

Frank Theißen, Hans Bühn,
Günter Jörissen, Frank
Mertzbach, Ralf Wego, Jür-
gen Ames und Gerd Bir-
manns für eine Teilnahme ge-
wonnen werden. Die befreun-
dete Laufgruppe „Die Wölfe“
aus Süsterseel beteiligte sich
mit Heinz Ernst, Josef Geilen
und Willi Lausberg an der läu-
ferischen Herausforderung.
Mit Arndt Herfs, Klaus Seinen,
Sylvia Pfennig, Uwe Herfs, Ralf
Braun, Leif Herfs, Thomas
Houwman, Jens Wettlaufer,
Annet Salvagno, Hans Tholen
und Franz-Josef Fronk vom
Justizvollzugssportverein
Heinsberg wurde das Starter-
feld komplettiert. 

Der Lauf − ein
unvergessliches Erlebnis

Mit den unterschiedlichsten
Erwartungen machte man
sich auf den Weg in die Nieder-
lande. Gespannte Vorfreude
war allenthalben spürbar,
doch was ihnen konkret an
körperlicher Belastung bevor-
stand, konnte zu diesem frü-
hen Zeitpunkt niemand er-
messen. Am Ort des Gesche-

hens angekommen, bean-
spruchten die Laufvorberei-
tungen soviel Konzentration,
dass sich keiner der Laufgrup-
pe realistische Vorstellungen
von dem machte, was in weni-
gen Minuten auf sie zukom-
men sollte. Dann war es end-
lich so weit. Im Abstand von
vier Minuten wurden die
Teams auf die Laufstrecke ge-
schickt. Was sich den Heins-
bergern sofort erschloss, war
der Umstand, dass das über-
aus schwere Geläuf höchste
Anforderungen an die kondi-
tionelle Fitness stellte. Bereits
nach 800 Metern stand das
erste Hindernis im Weg. Es
galt, ein vier Meter hohes Klet-
tergerüst, das aus zwischen 2
Bäumen gespannten Seilen
bestand, zu überwinden. In
unregelmäßigen Abständen
folgten weitere elf vergleichba-
re oder ähnliche Hindernisse,
die bei den meisten Teilneh-
mern die letzten Kraftreserven
raubten. Aber das sollte jedoch
erst der Anfang sein. Den Teil-
nehmern flössten die ersten
Hindernisse bereits mächtig
Respekt ein. Bei nasskaltem
Wetter wurden die Finger
klamm, Kälte und Nässe kro-
chen in die Trikots. So trugen
die Witterungsbedingungen
nicht gerade dazu bei, die kör-
perlichen Anstrengungen ei-
nes „Überlebenslaufes“ zu be-
grenzen. Gefragt waren Strate-
gie und Durchhaltewillen.
Sich die Kräfte richtig einzutei-
len, sich nicht bereits auf den
ersten Kilometern auszupo-
wern, war das Gebot der Stun-
de. 

Die Wasserhindernisse −
eine Grenzerfahrung körperli-
cher Leistungsfähigkeit

Besondere Anforderungen
hielt das erste Wasserhinder-
nis bereit. Ein schmaler, ca.
300 Meter langer Graben war
zu passieren, der knietief mit
Schlamm und Wasser gefüllt
war. Bevor die Teilnehmer, die
erstmals am Survival-Lauf
teilnahmen, in den Graben
stiegen warfen, sie den Jury-
mitgliedern ungläubige Blicke
zu. Zu ihrem Bedauern hatten
sie die Streckenbegrenzung al-
lerdings richtig interpretiert:
der gesamte Graben war zu
durchlaufen, um die Aufgabe
zu erfüllen. Bereits nach weni-
gen Metern war man völlig
durchnässt. Man spürte, wie
jeder Schritt dem Körper Kraft-
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reserven entzog. Befriedigung
stellte sich nur wegen der Er-
kenntnis ein, wie gut es gewe-
sen war, zur Vorbereitung auf
den Lauf, die eigene Kondition
auf Vordermann gebracht zu
haben. 
Auch wenn die 300 Meter Was-
sergraben sich hinzogen,
schier nicht aufhören wollten,
so war es doch irgendwann ge-
schafft, man hatte wieder fes-
ten Boden unter den Füssen,
konnte sich etwas von den
Strapazen erholen. Doch nur
wenige hundert Meter weiter
wurde es noch härter. Ein wei-
teres Wasserhindernis war zu
überwinden. Ein fünf Meter
breiter Fluss, mit einer Was-
sertiefe von 1,50 Metern,
musste auf einer Länge von 30
Metern passiert und durch-
quert werden. Um die beson-
deren Anforderungen des Lau-
fes zu untermauern, waren
unterhalb der Wasseroberflä-
che quer verlaufende Rohre
angebracht, so dass das Ge-
wässer nicht einfach laufend
zu bewältigen war. Viele Teil-
nehmer kamen beim Überklet-
tern der Rohre ins Straucheln
und mussten ein unfreiwilliges
Bad nehmen. Bei der geringen
Außentemperatur eine unan-
genehme Begleiterscheinung
des Laufes. Die unter 10 Grad
liegende Wassertemperatur
sorgte für die ein oder andere
Unterkühlung, muskuläre
Probleme waren an der Tages-
ordnung. 

Geschicklichkeit und 
Treffsicherheit ersparen 
körperliche Anstrengungen

Kaum war das schwierige Was-
serhindernis geschafft, baute

sich das nächste vor den Ath-
leten auf. Geschicklichkeit
und Trittsicherheit waren trotz
der hohen körperlichen An-
strengungen gefragt, um auf
einem Baumstamm über einen
10 Meter breiten Fluss zu ba-
lancieren. Treffsicherheit wur-
de beim nächsten Hindernis
benötigt, um mit Pfeil und Bo-
gen sowie mit einem Luftge-
wehr aufgehängte Luftballons
zu treffen und so zum Platzen
zu bringen. Fehlschüsse wur-
den mit Strafrunden bestraft,
die angesichts der bereits zu-
rückgelegten Kräfte zehrenden
Strecke besonders schmerz-
ten. 
Im letzten Drittel des Parcours
mussten die letzten Energien
mobilisiert werden, um mit
Hilfe eines dicken Seiles eine
drei Meter hohe Bretterwand
zu überwinden. Eine 20 Meter
lange Schlamm- und Morast-
strecke war so präpariert, dass
sie nur robbend gemeistert
werden konnte. Am Ende die-
ses Hindernisses hatten sich
alle Teilnehmer optisch ange-
glichen.
Zum Abschluss musste eine
500 Meter lange Moto-Cross-
Strecke mit unzähligen
Sprunghügeln bewältigt wer-
den. Dieses Hindernis hatten
die Organisatoren ausgewählt,
um die über 520 Teilnehmer ei-
ner Abschlusstortur auszuset-
zen. Knöcheltiefer Sand und
ein mit 15 kg Sand gefüllter
Rucksack, der jedem Teilneh-
mer auf den Rücken gebunden
wurde, erwiesen sich als äu-
ßerst selektiv und saugten den
Sportlern die letzten Kräfte aus
den Beinen. 
Als es dann endlich geschafft

Eine ziemlich wackelige und labile Angelegenheit: Franz-Josef Fronk und Hans Tholen versuchen auf dem Seil
das Gleichgewicht zu halten und ein Wasserloch zu überwinden.

war und sich die Heinsberger
Läufergruppe etwas erholt
hatte, war der allgemeine Te-
nor: „Wie verrückt muss man
eigentlich sein, um sich sol-
chen Strapazen auszusetzen?“
Nach längerer Regeneration
veränderte sich diese Ein-
schätzung langsam. Nachdem
alle Mitglieder des Heinsberger
Teams den Survival-Lauf ge-
meistert hatten, wuchs mit
den zurückkehrenden Kräften
der Stolz auf die eigene Leis-
tung. 
Alle mussten an die Grenze ih-
rer körperlichen Belastbarkeit
gehen und auf der Strecke war
bei vielen Teammitgliedern
wiederholt jener Punkt er-

reicht, an dem man sich sagt:
„Es geht nicht mehr weiter! Gib
auf!“ 
Aber gemeinsam im Mann-
schaftsverbund ging es dann
doch weiter, was für alle eine
positive, nachhaltige gemein-
same Erfahrung darstellte,
hatte man doch eine ultimative
körperliche Herausforderung
erfolgreich bestanden.
Besondere Kontakte knüpfte
man zu den holländischen
Lauffreunden der JVA Noord-
singel Rotterdam. Nach der
zwingend notwendigen Kör-
perpflege traf man sich in ei-
nem Restaurant in Doetin-
chem um gemeinsam zu essen
und den Tag in schöner,
freundschaftlicher Runde
ausklingen zu lassen. 
Noch viele Tage nach dem
„Überlebenslauf“ wurde dieses
Sportereignis durch die Mit-
glieder des Heinsberger Teams
mit Attributen wie hart, gna-
denlos und verrückt belegt.
Dass sich die Strapazen aber
schon nicht mehr so un-
menschlich anfühlen, kann
daran abgelesen werden, dass
die meisten der Heinsberger
Läufergruppe ernsthaft erwä-
gen, im nächsten Jahr wieder
an den Start zu gehen. 
Außerdem sind einige Kolle-
ginnen und Kollegen von dem
„Survival-Run“ so fasziniert,
dass sie neugierig auf diese
Grenzerfahrung geworden
sind, und eine künftige Teil-
nahme nicht mehr kategorisch
ausschließen. 

Ziemlich genervt, entkräftet und durchnässt versucht Leif Herfs, sich
durch den tiefen Morast zu kämpfen.
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Kurz notiert
Personalien

OV Krefeld
Im Rahmen einer Mitglieder-
versammlung konnten OV-
Vorsitzender Ralf Ellger und
Bezirkssprecher Günter Sta-
rosta die Kollegen Günter
Krieger und Horst Peterburs
für 45jährige bzw. 25jährige
Mitgliedschaft im BSBD mit
Urkunde und Präsent aus-
zeichnen. Ellger dankte den
beiden Jubilaren für die nach-
drückliche Unterstützung der
örtlichen Gewerkschaftsar-
beit. „Ihr seid das Fundament,
auf dem sich unser Ortsver-
band gründet und Ihr gebt den
Nachwuchskräften ein Bei-
spiel für gelebte Solidarität.
Hierfür habe ich im Namen des
BSBD Dank abzustatten. So
eine bodenständige und lange
Zugehörigkeit stärkt diejeni-
gen, die in der aktiven Arbeit
für den BSBD stehen. Wir hof-
fen, dass viele Eurem Beispiel
folgen“.

Landesverband
Der XVIII. BSBD-Gewerk-
schaftstag hat den langjähri-
gen BSBD- Landesvorsitzen-
den Wilhelm Bokermann ein-
stimmig zum Ehrenvorsitzen-
den gewählt und damit die he-
rausragenden Verdienste des
kompetenten, durchsetzungs-
fähigen Gewerkschafters ge-
würdigt. Der Name Wilhelm
Bokermann bleibt unaus-
löschlich mit den BSBD-Erfol-
gen der 90er Jahre des letzten
Jahrhunderts verbunden. In
einer Zeit, in der die Vertei-
lungsspielräume bereits nach-
haltig reduziert waren, ist es
Bokermann gelungen, struk-
turelle Besoldungsverbesse-
rungen für die Strafvollzugs-
bediensteten durchzusetzen.
Mit der Wahl zum Ehrenvorsit-
zenden des BSBD-Landesver-
bandes NRW haben die Dele-
gierten das gewerkschaftliche
Wirken von Wilhelm Boker-
mann in angemessener Weise
anerkannt.

Wilhelm Bokermann in seinem Element als streitbarer Kämpfer bei einer
Demonstration gegen Sonderopfer des öffentlichen Dienstes und Sozial-
abbau in Berlin.

OV Bielefeld-Oberems

Andreas Merschmann erliegt 
tragischem Verkehrsunfall
Im Alter von 42 Jahren er-
litt Andreas Merschmann
am 08. Mai 2004 einen tra-
gischen Verkehrsunfall. 
Mit seinem Pkw befand er
sich auf dem Weg zum
Dienst in der Justizvoll-
zugsanstalt Bielefeld-Sen-
ne als er mit dem Fahrzeug
eines anderen Verkehrs-
teilnehmers kollidierte und
sich dabei tödliche Verlet-
zungen zuzog.

Mit Andreas Merschmann
verlieren die Kolleginnen
und Kollegen einen lebens-
frohen, zuverlässigen Ka-
meraden, der weit vor sei-
ner Zeit aus dem Leben ge-
rissen wurde. 
Mit seinen Angehörigen
trauert der Ortsverband
um einen wertvollen, lieben
Menschen, dem er ein ver-
pflichtendes Andenken be-
wahren wird.

Nachruf
Am 19. Mai 2004 verstarb der langjährige Personalratsvor-
sitzende der Justizvollzugsanstalt Bielefeld-Senne,

Justizvollzugsamtsinspektor a.D.

Erich Hartebrodt.
Betroffen und voller Trauer nehmen wir Abschied von einem
weitsichtigen und fachkompetenten Ratgeber, einem gerech-
ten und fürsorglichen Interessenvertreter, einem allseits
hochgeschätzten Kollegen.
Erich Hartebrodt hatte sich bereits zum 01. Oktober 1951
dem BSBD angeschlossen und war damit eines der Grün-
dungsmitglieder der Bielefelder BSBD-Untergliederung. In
der Folgezeit bemühte sich der Verstorbene verstärkt um die
Interessenvertetung der Kolleginnen und Kollegen und ließ
sich in den 70er Jahren in die örtliche Personalvertretung
wählen, wo er recht bald den Vorsitz übernahm. Hier erwies
sich Hartebrodt als unermüdlicher Förderer und Fürsprecher
der Kolleginnen und Kollegen. Der gerechte Interessenaus-
gleich zwischen Behördenleitung und Bediensteteninteres-
sen war Erich Hartebrodt ein besonderes Anliegen.. Als ak-
tives BSBD-Mitglied hat Hartebrodt mit seiner Fachkompe-
tenz und seiner Einsatzbereitschaft wesentlichen Einfluss auf
die örtliche Gewerkschaftsarbeit ausgeübt.
Wir trauern mit den Angehörigen um einen verdienten, lieben
Kollegen, um einen mitfühlenden und verständnisvollen Men-
schen, der für viele ein kollegialer Ratgeber und Freund ge-
worden ist.
Wir werden unserem Kollegen Erich Hartebrodt ein ehrendes
und uns allzeit verpflichtendes Andenken bewahren.

Für den
Bund der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands

Ortsverband Bielfeld-Senne
Werner Everszumrode

Ortsverbandsvorsitzender

Tarifrecht

BAG: Lebenspartnerschaften 
und Ehe gleich behandeln
Dass Lebenspartnerschaften
die gleichen Ortszuschläge wie
Verheirateten zu zahlen sind,
hat jetzt das Bundesarbeitsge-
richt in Erfurt in einem Grund-
satzurteil entschieden (6 AZR
101/03). 
Die obersten Arbeitsrichter sa-
hen bei der Vergütung im öffent-
lichen Dienst keinen Unter-

schied zwischen homosexueller
Lebenspartnerschaft und Ehe.
Sie sprachen von einer Tariflü-
cke, die geschlossen werden
müsse. Damit hatte die Revision
eines Krankenpflegers aus
Nordrhein-Westfalen Erfolg, der
mit seiner Klage auf den höhe-
ren Ortszuschlag in den Vorin-
stanzen gescheitert war. 
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Justizvollzugsschule 
NRW ehrt die Jahrgangsbesten

Die Schülerinnen und Schüler
des Ausbildungsjahrgangs
2001/2003, die die Lauf-
bahnprüfung mit „sehr gut“
bestanden, wurden Ende ver-
gangenen Jahres im Rahmen
einer Feierstunde in der Jus-
tizvollzugsschule NRW, Jo-
sef-Neuberger-Haus, für ihre
herausragenden Leistungen
geehrt.

Als besondere Anerkennung
erhielten alle Kolleginnen und

Kollegen je ein Exemplar der
Josef-Neuberger-Biographie
„Ein Leben für eine menschli-
che Justiz“ überreicht. Neben
den Geehrten nahmen an der
Feier, die mit einem vom Kü-
chenteam der Schule gezau-
berten Buffet zugleich einen
würdigen kulinarischen Rah-
men hatte, der Präsident des
Landesjustizvollzugsamtes,
Klaus Hübner, die Leiter und
Ausbildungsleiter der beteilig-
ten Vollzugseinrichtungen so-
wie die Klassenlehrer teil.

Mit „sehr gut“ bestanden Ihre Laufbahnprüfung Michael Gadzalla, So-
zialtherapeutische Anstalt Gelsenkirchen, Sascha Faller, JVA Essen, An-
drea Dittrich, JVA Bielefeld-Brackwede II, Andrea Mersmann, JVA Her-
ford, Katja Richter, JVA Detmold, hier beim Fototermin im Hof der Schule
zusammen mit Schulleitung und Klassenlehrern.

Pensionären zu tief in die Tasche gegriffen?
Verwaltungsgericht Frankfurt/M. ruft das Bundesverfassungsgericht an

Im Jahre 2001 hat der Bundesgesetzgeber die Absenkung der
Beamtenpensionen und die Eigenvorsorge aktiver Beamter be-
schlossen. Diese Regelungen hält das Verwaltungsgericht Frank-

furt/Main für verfassungswidrig und hat deshalb das Bundesver-
fassungsgericht angerufen. Das Frankfurter Gericht vertritt die Auf-
fassung, dass Versorgungsempfänger zwar keinen Rechtsanspruch
auf eine unveränderte Versorgung haben, dass sich die Höhe der
Versorgung jedoch nach dem letzten Amt und die Dauer der Tätig-
keit richten müsse. Der Hinweis, aktive Beamte müssten ebenfalls
für ihr Alter Eigenvorsorge treffen, ist nach Meinung der Richter
nicht mit den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums
nach Artikel 33 Abs. 5 des Grundgesetzes vereinbar.

Können sich all jene Ruhestandsbeamtinnen und -beamten, die zum 1. Januar 2002 bereits pensioniert waren,
auf eine Nachzahlung von Versorgungsbezügen freuen?

Mit dem Versorgungsände-
rungsgesetz des Jahres 2001
sind die damaligen Renten-
kürzungen wirkungsgleich auf
das Beamtenrecht übertragen
worden. Von 2003 bis 2010 fal-
len danach die Pensionsanhe-
bungen um jeweils 0,4 Pro-
zentpunkte niedriger aus als
die Besoldungserhöhungen
der Beamten. Der zu versteu-
ernde Höchstversorgungssatz,

den die Beamten nach 40-jäh-
riger Dienstzeit erreichen, wird
damit von 75 Prozent auf 71,75
Prozent der noch verbleiben-
den ruhegehaltsfähigen letz-
ten Bezüge abgesenkt. Die Ver-
sorgung der Witwen sinkt von
60 Prozent auf 55 Prozent.
Mit der jetzigen Entscheidung
des Frankfurter Verwaltungs-
gerichts droht dem Fiskus ein
neues Milliardenloch. Sollte

sich das Bundesverfassungs-
gericht dieser Rechtsauffas-
sung anschließen, kommen
auf Bund und Länder womög-
lich erhebliche Nachzahlun-
gen zu. Nach Auskunft des
Bundesinnenministeriums
wären 1,4 Millionen Versor-
gungsempfänger betroffen. Al-
lein für das Jahr 2003 müss-
ten nach überschlägiger
Schätzung 2,7 Milliarden Euro
zurückgezahlt werden. 
Ursächlich ist das „Bundesbe-
soldungs- und Versorgungs-
anpassungsgesetz“, mit dem
Bundesinnenminister Otto
Schily (SPD) das geänderte
Rentenrecht wirkungsgleich
auf den Beamtenbereich über-
tragen hat. Durch diese Rege-
lungen haben sich die Nettobe-
züge der aktiven Beamten ver-
ringert, so dass die jährliche
Anpassung der Pensionen au-

tomatisch geringer ausfällt. 
Christiane Loizides, Vorsit-
zende Richterin am Verwal-
tungsgericht Frankfurt am
Main, erklärte, dass gegenwär-
tig bundesweit 300 Klagen ge-
gen die Absenkung der Versor-

Die Absenkung der Beamtenver-
sorgung, mit der Bundesinnenmi-
nister Otto Schily die Rentenkür-
zungen wirkungsgleich auf den
Beamtenbereich übertragen hat,
steht auf dem Prüfstand des Bun-
desverfassungsgerichts.

gung anhängig seien, davon
vier vor dem Verwaltungsge-
richt Frankfurt. 
Wann mit einer Entscheidung
des Bundesverfassungsge-
richts in Karlsruhe zu rechnen
ist, steht gegenwärtig noch
nicht fest. Welche Konsequen-
zen es haben würde, sollten die
Verfassungsrichter das Gesetz
kassieren, hat Berlins Innen-
senator Erhardt Körting
(SPD) bereits unmissverständ-
lich klar gemacht. Sollten
Nachzahlungen auf die öffent-
lichen Haushalte zukommen,
so könne dies nur zu Lasten
der aktiven Beamten gehen,
weil die Besoldungserhöhun-
gen dann zwangsläufig gerin-
ger ausfallen müssten. Die
könne nicht im Sinne der Ge-
nerationengerechtigkeit sein,
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Berlins Innensenator Erhardt Kör-
ting fällt immer nur das eine ein:
Kürzungen bei dem Beamtenbe-
zügen, sobald sich ein neues
Haushaltsloch aufzutun droht.

macht Körting Druck auf die
Karlsruher Richter.
Diese verbale Kraftmeierei
sollte die Betroffenen jedoch
nicht davon abhalten, ihre
Rechte nachdrücklich wahr-
zunehmen. Zum wiederhol-
ten Male soll mit solchen
Drohungen der Versuch un-
ternommen werden, hand-
werkliche Fehler der Politik
zu überdecken und zu ver-
schleiern. Die erforderlichen
Widersprüche gegen die Ab-
senkung der Versorgungsbe-
züge hat der BSBD seinerzeit
allen Mitgliedern zugänglich
gemacht. Sollten Sie Ihre An-
sprüche noch nicht geltend
gemacht haben, holen Sie es
unverzüglich nach. Unter-
stützung erhalten Sie vom
Vorstand Ihres BSBD-Orts-
verbandes. 

Heute schon
gelacht?
Heute schon
gelacht?
Welches Kind erstes, zweites,
drittes Kind usw. ist, richtet
sich nach dem Alter des Kin-
des. 
(Bundesagentur für Arbeit) 

❊
Kunststofffenster mögen zahl-
reiche Vorteile haben, insbe-
sondere in Bezug auf Wartung
und Pflege. Holz hat den Vor-
teil, nicht aus Kunststoff zu
sein.
(Urteilsbegründung des
Landgerichts München) 

❊

Nach dem Abkoten bleibt der
Kothaufen grundsätzlich eine

selbstständige Sache. Er wird
nicht durch Verbinden oder
Vermischen untrennbarer Be-
standteil des Wiesengrund-
stücks. Der Eigentümer des
Wiesengrundstücks erwirbt
also nicht automatisch Eigen-
tum am Hundekot.
(Fallbeispiel der 
Deutschen 
Verwaltungspraxis) 

❊

Persönliche Angaben zum An-
trag sind freiwillig. Allerdings
kann der Antrag ohne die per-
sönlichen Angaben nicht bear-
beitet werden.
(Formblatt des 
Postgirodienstes) 

Was sind Arbeitnehmer für einen sicheren Arbeitsplatz zu tun bereit?

Nach dem Ergebnis einer Umfrage des Meinungsforschungs-
instituts Emnid klafft zwischen der Auffassung der Deut-
schen und den Meinungen der Politiker, was getan werden

muss, um in Deutschland wieder Arbeitsplätze zu schaffen, ein rie-
siges Loch. Für 62 Prozent entstehen Jobs eher durch kürzere Ar-
beitszeiten. Nur 29 Prozent der Befragten sehen in der Mehrarbeit
und den damit verbundenen Produktivitätssteigerungen eine ge-
eignete Maßnahme, um zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen.

Wenn gegenwärtig Union, FDP,
die Wirtschaftsverbände und
nun auch Teile der SPD länge-
re Arbeitszeiten fordern, dann
treffen sie die bei den Deut-
schen auf völliges Unverständ-
nis. Allein unter der Bedin-
gung, dass der eigene Job
nachweisbar sicherer würde,
wären 59 Prozent der Befrag-
ten bereit, bei gleichem Lohn
eine längere Wochenarbeits-
zeit in Kauf zu nehmen. 38 Pro-
zent der Deutschen würde dies

generell ablehnen. Würde eine
Betriebsvereinbarung abge-
schlossen, die die Arbeitsplät-
ze tatsächlich garantieren
würde, stiege die Bereitschaft,
längere Arbeitszeiten in Kauf
zu nehmen, auf über 90 Pro-
zent an. Als Sakrileg empfin-
den die Deutschen jedoch das
Rütteln an liebgewordenen
Traditionen. Das zeigt sich am
Beispiel des Streichens eines
Feiertages. Während eine sol-
che Regelung auf eine 33-pro-

zentige Zustimmung hoffen
könnte, lehnen 64 Prozent den
Wegfall eines Feiertages strikt
ab.
Die Befragten konnten sich
eher mit flexibel ausgestalte-
ten Arbeitszeitmodellen an-
freunden. Als durchaus positiv
wird bewertet, wenn die Betrie-
be in Abhängigkeit von der
konjunkturellen Lage weniger
Lohn für weniger Arbeit zahlen
würden. Vergleichbare Model-
le werden bereits praktiziert.
Die Betriebe können die Ar-
beitnehmer bei schlechter
Konjunktur mit der Folge sin-
kender Personalkosten kürzer
arbeiten lassen, um bei ver-
besserter Konjunkturlage die
Produktion bei entsprechen-
dem Lohnausgleich sofort wie-

der ausweiten zu können. 58
Prozent der Deutschen könn-
ten sich mit solch einer Rege-
lung einverstanden erklären.
Mit einer deutlichen Flexibili-
sierung der täglichen Arbeits-
zeiten wären 83 Prozent der be-
fragten Arbeitnehmer einver-
standen. 
Weniger Zuspruch würde die
Kürzung von Urlaubstagen
finden. Hiergegen spricht sich
die überwiegende Mehrheit der
Befragten aus. Auch die Zeit-
zuschläge für Dienst zu un-
günstigen Zeiten, für nacht-
und Wochenendarbeit werden
durch die Deutschen vehe-
ment verteidigt. Nur jeder
Fünfte wäre mit einer ersatzlo-
sen Streichung dieser Zulagen
einverstanden. 

Feiertage und Urlaub sind den deutschen Arbeitnehmern heilig.

Was macht ein 
Ethikbeauftragter?

Die Affäre um den ehemaligen Bundesbankpräsidenten Ernst
Welteke ist dem Gedächtnis noch nicht ganz entschwunden.
Wir erinnern uns: Der Mann, der u.a. auch die Aufsicht über

die Geschäftsbanken führte, ließ sich zur Feier des Jahreswechsels
samt Familie ins Berliner Luxushotel Adlon einladen und die Rech-
nung durch die Dresdner Bank begleichen.

So weit so gut. Dass aus die-
sem Umstand aber erst Jahre
später, als Welteke offensicht-
lich nicht bereit war, die deut-
schen Goldreserven zu versil-
bern, ein Politskandal wurde,
hinterlässt einen faden Beige-
schmack. Dass die Staatsan-
waltschaft jetzt mit Welteke
verhandeln soll, um das Ver-
fahren unter Vermeidung ei-

nes Strafbefehls bei Zahlung
einer Buße einstellen zu kön-
nen, mildert den faden Ge-
schmack auch nicht sonder-
lich. Doch dies ist eine persön-
liche Angelegenheit des ehe-
maligen Bundesbankpräsi-
denten und wir wollen sie auf
sich beruhen lassen.
Weit interessanter ist die Kon-
sequenz, die die Bundesbank
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Braucht die Bundesbank nach der
„Affäre Welteke“ einen Ethikbe-
auftragten?

aus der Affäre gezogen hat. Ei-
ner Mitteilung des Hauses zu-
folge hat sie einen Ethik-Be-
auftragten eingesetzt. Dessen
Aufgabe soll es offenbar sein,
Vorfälle, wie sie sich um den
ehemaligen Bundesbank-Chef
ranken, bereits im Vorfeld zu
vermeiden. Die Idee an sich ist
nicht schlecht. Nur wozu
braucht man dafür einen
Ethik-Beauftragten? Die Be-
setzung einer solchen Funkti-
on wäre doch nur sinnvoll und
nachvollziehbar, wenn auch in
der Zukunft die konkrete Ge-
fahr bestünde, die Vorstands-
mitglieder der Bundesbank
könnten sich in ähnlichen Si-
tuationen so verhalten, wie es
Welteke tat. 
Wenn dem so ist, dann bedeu-
tet die Einsetzung eines Ethik-
Beauftragten doch nichts an-
deres als die Kapitulation vor
dem Phänomen der Korrupti-
on. Durch die Einsetzung des
Ethik-Beauftragten, der die
Betroffenen beratend beglei-
ten soll, wird doch signalisiert,
dass man gegen das Grund-
problem, nämlich die Vorteils-
nahme, nichts unternehmen
will oder kann. Andernfalls
hätte man von seinem Füh-

rungspersonal doch wohl ver-
langt, sich klug zu verhalten
und Situationen zu meiden,
die auch nur den Anschein ei-
ner Vorteilsnahme erwecken
könnten. Von Bankern, die der
Führungsriege der Bundes-
bank angehören, darf doch
wohl erwartet werden, dass sie
zwischen Gut und Böse eini-
germaßen sicher selbst unter-
scheiden können. Sicher ist
die Grenzziehung manchmal
schwierig, aber bestimmte
Dinge tut man halt nicht. Wird
hiergegen verstoßen, hat der
Betroffene die notwendigen
Konsequenzen zu tragen und
kann sich nicht auf die Ausre-
de berufen: Der Ethikbeauf-
tragte war gerade nicht er-
reichbar.

Privatisierung nicht
endgültig vom Tisch!
BSBD-Landesleitung im Gespräch 
mit Justizminister Wolfgang Gerhards

Der Strafvollzug des Landes Nordrhein-Westfalen sieht sich
seit geraumer Zeit hohen Belastungen ausgesetzt. Personal-
mangel, überfüllte Vollzugseinrichtungen, eine sich unter ne-

gativen Vorzeichen verändernde Klientel mit hoher Gewaltbereit-
schaft, ein hoher Ausländeranteil unter den Gefangenen sind ob-
jektive Faktoren, die die Rahmenbedingungen, unter denen Straf-
vollzug gegenwärtig gestaltbar ist, weiter verschlechtern. Diesen
Belastungen will Justizminister Gerhards u.a. mit der Teilprivatisie-
rung vollzuglicher Aufgaben begegnen. Daneben wird durch das
Justizministerium die Aufgabe der Fünf-Tage-Woche erwogen.
Während des umfassenden Meinungsaustauschs, der in entspann-
ter Atmosphäre stattfand, traten die Auffassungsunterschiede deut-
lich zu Tage.

BSBD-Vorsitzender Klaus Jä-
kel wies im Verlauf des Ge-
spräches darauf hin, dass sich
bei den Bediensteten des
Strafvollzuges der Eindruck
verfestige, der nordrhein-
westfälische Strafvollzug wer-
de auf breiter Front durch die
politisch Verantwortlichen zu-
gunsten anderer Politikfelder
vernachlässigt. Dabei sei der
Strafvollzug unter finanziellen
Gesichtspunkten eine „kos-

tengünstige Veranstaltung“,
wenn man ihn mit stationären
Erziehungshilfen oder dem
Maßregelvollzug vergleiche.
Trotzdem würden dem Vollzug
seitens der Finanzpolitiker in
personeller Hinsicht Ein-
schränkungen zugemutet, die
die Befürchtung nährten, der
Vollzug werde die zwischen-
zeitlich erreichten Qualitäts-
standards künftig nicht mehr
halten können.

Zur Umsetzung der Arbeits-
zeitverlängerung auf 41 Wo-
chenstunden wird seitens des
Justizministeriums erwogen,
die bislang auch im Schicht-
dienst garantierte Fünf-Tage-
Woche aufzugeben; dies wurde
durch Justizminister Ger-
hards ausdrücklich bestätigt. 
Ziel sei es, durch diese Art der
Arbeitszeitflexibilisierung das
Entstehen von Mehrarbeit
weitgehend zu vermeiden. Sei-
tens der BSBD-Vertreter wur-
de dem entgegen gehalten,
dass ein erhebliches Unter-
oder Überschreiten der tägli-
chen Arbeitszeit von durch-
schnittlich 8,2 Stunden die In-

teressenlage der Kolleginnen
und Kollegen missachte und
werde daher keine Zustim-
mung finden können.

Grundsätzlich dürften die Kol-
leginnen und Kollegen des all-
gemeinen Vollzugsdienstes bei
Außerachtlassung der Mehr-
arbeit an nicht mehr Tagen im
Monat zum Dienst eingeteilt
werden, wie dies bei den Kolle-
ginnen und Kollegen in den
Verwaltungen der Vollzugsein-
richtungen der Fall sei. 

Jede Regelung, die diesen
Grundsatz verletze, machten
die BSBD-Vertreter klar, werde
auf Widerstand treffen. 

Fünf-Tage-Woche erhalten

Noch im Januar 2004 sah es so aus, als würden sich die Positionen von
Justizminister Wolfgang Gerhards (re.) und dem BSBD-Vorsitzenden
Klaus Jäkel zur Bewertung der Privatisierung vollzuglicher Aufgaben
langsam annähern. Diese Einschätzung ist der Ernüchterung gewichen,
nachdem in der zweiten Jahreshälfte die Privatisierung in zwei Vollzugs-
einrichtungen erprobt werden soll.

BSBD-Landesvorsitzender
Klaus Jäkel forderte Justizmi-
nister Wolfgang Gerhards da-
zu auf, bereits frühzeitig die er-
forderlichen Personalverstär-
kungen in allen Laufbahnen
des Vollzuges zu realisieren,
bevor dem Entwurf des Ju-
gendstrafvollzugsgesetzes zu-
gestimmt werde. 
Die Regelungen zur Unterbrin-
gung, zum Besuch, zur Arbeit
und zur beruflichen Aus- und
Fortbildung werde nach Be-
rechnungen des BSBD einen
personellen Mehrbedarf von
annähernd 25 Prozent in den
Einrichtungen des Jugend-
vollzuges auslösen, der mit
den vorhandenen Kräften kei-

nesfalls aufgefangen werden
könne, erläuterte Jäkel die
Auffassung des BSBD. Eines,
so Jäkel, müsse allerdings von
vornherein vermieden werden,
nämlich ein Gesetzeswerk zu
schaffen, das in Ermangelung
der erforderlichen personellen
und sächlichen Ressourcen
nicht umgesetzt werden kön-
ne.
Minister Gerhards bestätigte,
dass seinem Hause der Gesetz-
entwurf zugegangen sei. Er
werde eine Arbeitsgruppe ein-
setzen, die eine Stellungnah-
me zum Gesetzentwurf erar-
beiten solle. 
Im Rahmen dieser Stellung-
nahme werde die finanzielle

Personalverstärkungen Voraus-
setzung für den Gesetzesvollzug?
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Lage des Landes angemessen
Berücksichtigung finden. Für
ihn sei klar, dass man sich im
Rahmen des Gesetzgebungs-
verfahrens nur das vornehmen

könne, was unter den gegen-
wärtigen finanzpolitischen
Rahmenbedingungen auch
tatsächlich realisiert werden
könne.

Hatte sich das Thema „Privati-
sierung“ Anfang des Jahres
merklich abgekühlt und ver-
sachlicht, so hat es jetzt neuer-
lich an Aktualität gewonnen. 
Im Rahmen der Befragung der
Vollzugseinrichtungen sind im
abgelaufenen Jahr die Privati-
sierungspotenziale ermittelt
worden. 
Diese sollen gegenwärtig nicht
realisiert werden. Minister
Gerhards wies allerdings da-

rauf hin, dass der Landtag er-
klärt habe, die Privatisierung
modellhaft in zwei Vollzugsein-
richtungen erproben zu wol-
len. Hierbei bleibe es. Bislang
gebe es mit Ausnahme der Ab-
schiebehafteinrichtung in Bü-
ren keine privaten Sicherheits-
dienstleister in nordrhein-
westfälischen Vollzugseinrich-
tungen. 
Deshalb könne auch niemand
auf der Grundlage entspre-

chender praktischer Erfah-
rungen beurteilen, ob durch
den Einsatz dieser Kräfte als
„Verwaltungshelfer“ in nen-
nenswertem Umfang eine Per-
sonalkostenreduzierung mög-
lich sei.
Durch die modellhafte Erpro-
bung der Privatisierung sollen
nach dem Willen des Ministers
die bislang fehlenden prakti-
schen Erfahrungen gewonnen
werden. 
Die Vertreter des BSBD ließen
keinen Zweifel daran, dass von
einer Privatisierung vollzugli-
cher Leistungen unter Beach-
tung des Funktionsvorbehal-
tes des Grundgesetzes kein
Spareffekt eintreten könne. 
Da sich Konflikte im Vollzug
nicht anzukündigen pflegen,
müsse sich in der Nähe eines
privaten „Verwaltungshelfers“

stets ein angestelter oder be-
amteter Vollzugsdienstbe-
diensteter aufhalten, um bei
Eintritt eines Konfliktfalles die
notwendigen Weisungen ertei-
len zu können.

Der BSBD, so erklärten die
Vertreter der Landesleitung,
lehne diese Erprobung aus
grundsätzlichen Erwägun-
gen ab, zumal der kostenneu-
trale Einsatz eigener Kräfte
nicht ernsthaft erwogen wer-
de, obwohl solche Kräfte nicht
den Beschränkungen privater
Dienstleister unterliegen. 

Justizminister Wolfgang Ger-
hards bekräftigte, dass an der
Errichtung einer Ersatzanstalt
für die JVA Düsseldorf im Rah-
men eines PPP-Projektes in
den Jahren 2006/2007 festge-
halten werde.

OV Willich

Justizverwaltung zum Abriss
von 38 Dienstwohnungen entschlossen
CDU spricht sich für eine alternative Planung aus

noch nicht festgelegt. Zwi-
schenzeitlich steht die Auffas-
sung der Justizverwaltung
fest. Nachdem sich Justizmi-
nister Wolfgang Gerhards per-
sönlich ein Bild von den örtli-
chen Gegebenheiten gemacht
hatte, billigte er die Erschlie-
ßung der beiden Anstalten
über eine gemeinsame Pfor-
tenanlage. 
Wie Gerhards den Vertretern
der BSBD-Landesleitung er-
läuterte, erfordere der hohe
Nutzen einer vernünftigen In-
frastruktur leider den Abriss
der Wohnungen, deren Lage
zudem durch die vorgesehe-
nen Baumaßnahmen völlig
unattraktiv werde. Blieben sie
zwischen den Umwehrungs-
mauern der beiden Anstalten

Justizminister Wolfgang Ger-
hards hält an seinen Planungen
fest, sagt den Betroffenen aller-
dings formale Unterstützung zu.

Seit Monaten leben die 118 Bewohner der 38 Willicher Dienst-
wohnungen, die der Abrissbirne zum Opfer fallen sollen, in
einem ständigen Wechselbad der Gefühle. Dies wurde von

den Dienstwohnungsinhabern anlässlich einer Versammlung am
26. April 2004, die der BSBD zu diesem Thema veranstalt hatte,
überdeutlich artikuliert. „Wenn wir unsere Wohnungen räumen
müssen, dann wollen wir klare Verhältnisse und einen finanziellen
Ausgleich für die Investitionen in die Bausubstanz der Wohnun-
gen“, war die allgemeine Auffassung der Betroffenen. Während
der Versammlung sprach sich MdL Peter Biesenbach (CDU) für eine
alternative Planung der baulichen Grundsanierung der Männer-
und für den Neubau der Frauenanstalt aus. Justizminister Wolf-
gang Gerhards, dem Vertreter der Landesleitung wenige Tage nach
der Veranstaltung die schwierige persönliche Lage der Betroffenen
vortrugen, lehnt eine Planungsänderung allerdings strikt ab. 

Die Planung für die bauliche
Grundsanierung der Willicher
Männeranstalt ist weitgehend
abgeschlossen. Die benach-
barte Frauenanstalt soll auf ei-
nem vorhandenen Gelände
neu errichtet werden. Ziel der
Planungen, die jetzt nochmals
durch den Justizminister be-
stätigt worden sind, ist es, die
beiden Vollzugseinrichtungen
Personal sparend über eine ge-
meinsame Pfortenanlage zu
erschließen. Da zwischen Wil-
lich I und dem Baugrund für
die Ersatzanstalt von Willich II
die in Rede stehenden Dienst-
wohnungen angesiedelt sind,
bedeutet diese Planung das
Aus für die Dienstwohnungen,
obwohl diese erst im letzten
Jahr in einem ersten Bauab-
schnitt aufwändig saniert wor-

den sind. 
Der Unmut der Dienstwoh-
nungsinhaber ist dabei nach-
vollziehbar. Viele haben ihre
Lebensplanung darauf abge-
stellt, die ihnen zugewiesene
Dienstwohnung bis zum Ru-
hestand bewohnen zu können.
Weil sie darauf vertrauen durf-
ten, über einen langen Zeit-
raum Dienstwohnungsvergü-
tung in überschaubarer Höhe
entrichten zu müssen, sind sie
anderweitige finanzielle Ver-
pflichtungen eingegangen, die
sich nun zu einer schweren
Belastung auszuwachsen dro-
hen, wenn sie keinen ver-
gleichbar günstigen Wohn-
raum im Willicher Regionalbe-
reich finden können. Deshalb
waren die Emotionen der öf-
fentlichen Veranstaltung am

26. April auch nur zu ver-
ständlich. Monatelanges Hof-
fen und Bangen hat seine Spu-
ren hinterlassen. Große Hoff-
nungen hatte man in den Mi-
nisterpräsidenten Peer Stein-
brück (SPD) gesetzt, hatte die-
ser doch noch am 20. März ge-
genüber den betroffenen Bür-
gerinnen und Bürgern zum
Ausdruck gebracht, dass er die
Planungen nochmals über-
prüfen wolle. Auch sei das Jus-
tizministerium in dieser Frage

Privatisierung steht 
wieder auf der Tagesordnung

MdL Peter Biesenbach (CDU)
sprach sich nachdrücklich für eine
nochmalige Überprüfung der
Bauplanung für Willicher Voll-
zugseinrichtung aus. 
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Nach dem Willen der Justizverwaltung sollen die Willicher Dienstwohnungen ein Opfer der Abrissbirne wer-
den. Damit setzt sich die Planung über die Belange der Dienstwohnungsinhaber hinweg.

erhalten, wären sie praktisch
in einem engen Schlauch zwi-
schen sechs Meter hohen
Wänden eingezwängt. Diese
unattraktive Lage ließe mittel-
fristig kostenträchtige Leer-
stände befürchten. Angesichts
dieser Sachlage, so Gerhards
weiter, gebe es zum Abriss der
Wohnungen keine vernünftige
Alternative.
MdL Peter Biesenbach,
rechtspolitischer Sprecher der

CDU-Landtagsfraktion, sagte
den Dienstwohnungsinha-
bern für seine Partei zu, dass
im Falle eines Regierungs-
wechsels die gesamte Planung
einer neuen Überprüfung zu-
geführt werde, bei der der Er-
halt der Dienstwohnungen
Priorität genieße. Ursächlich
für diese Auffassung sei, dass
die CDU Dienstwohnungen ge-
nerell einen hohen Sicher-
heitswert beimesse. Gerade in

Zeiten personeller Engpässe
seien rund um die Uhr erreich-
bare, in unmittelbarer Nähe
zur Vollzugseinrichtung woh-
nende Beschäftigte eine un-
verzichtbare Sicherheitsreser-
ve, die man nicht gering schät-
zen dürfe. 
Im Rahmen der Veranstaltung
wurde deutlich, dass sich Bür-
gerinitiativen und der Rat der
Stadt mit dem Anliegen der
Dienstwohnungsinhaber soli-

darisch erklären und sich wei-
ter für den vollständigen Er-
halt des Bauensembles aus-
sprechen, das sie als ein archi-
tektonisches Kleinod und ein
einmaliges historisches Zeit-
zeugnis ansehen. Im Rahmen
der Veranstaltung wurden
konkrete Schritte erörtert, mit
denen der Denkmalschutz in
der erforderlichen Weise akti-
viert werden kann. Es gelte zu
handeln, bevor es zu spät sei. 
Die BSBD-Vertreter näherten
sich der Problembewältigung
auf ganz pragmatischer Ebe-
ne. Grundsätzlich sprachen
sie sich ebenfalls für den Er-
halt der Wohnungen aus, weil
sie quasi einen Sicherheitskor-
don um die Anstalt bilden. Die
Situation, in der sich die
Dienstwohnungsinhaber be-
finden, hinterließ allerdings ei-
nen so nachhaltigen Eindruck,
sodass man sich zu einer indi-
viduellen Unterstützung der
betroffenen Kolleginnen und
Kollegen entschloss. 
Dem Wunsch vieler Betroffe-
ner, bei der Suche nach er-
schwinglichem Wohnraum
unterstützt und für getätigte
Investitionen entschädigt zu
werden, soll nach den Worten
von Justizminister Gerhards
im Rahmen der gegebenen
Möglichkeiten entsprochen
werden, dies erklärte der Mi-
nister gegenüber Vertretern
der BSBD-Landesleitung.
Denjenigen, die die Räu-
mungsanordnung rechtlich
überprüfen lassen wollen,
wird der BSBD ebenfalls die
erforderliche Unterstützung
zuteil werden lassen. 

Mogeln, schummeln, täuschen und verschleiern
Rechnungshöfe üben scharfe Kritik an den öffentlichen Haushalten

Die Präsidenten der Rechnungshöfe in Bund und Ländern sind
zumeist zurückhalten und abwägend formulierende Men-
schen, weil ihr berufliches Umfeld solch diplomatisches Ver-

halten angemessen erscheinen lässt. Umso verwunderlicher reibt
man sich die Augen, wenn die Präsidenten plötzlich Klartext reden
und sind aus großer Sorge um die Staatsschulden an die Öffent-
lichkeit wenden.

Bereits seit vielen Jahren wei-
sen die Rechnungshöfe auf die
„desolate Entwicklung der öf-
fentlichen Finanzen“ hin, er-
klärte die amtierende Vorsit-
zende der Konferenz der Rech-
nungshofpräsidenten, die nie-
dersächsische Rechnungshof-
chefin Martha Jansen. Be-
wirkt habe diese Kritik aller-
dings so gut wie nichts. Weil
aber nicht einfach so weiter ge-
macht werden könne wie bis-

her, seien die Amtsleiter zu der
Überzeugung gelangt, ihre
Stimme mit einer gewissen
Schärfe erheben zu müssen,
um bei der Politik eine Umkehr
zu bewirken.
Die Präsidentinnen und Präsi-
denten der Rechnungshöfe le-
gen nunmehr, wie Jansen be-
tonte, ein einstimmig verab-
schiedetes Memorandum vor,
mit dem sie ihre „höchste Sor-
ge“ über die Verschuldung der

öffentlichen Haushalte aus-
drücken. Es enthalte, so legte
Jansen vor den versammelten
Journalisten dar, Formulie-
rungen, mit denen sich die Lei-
ter von Rechnungshöfen rela-
tiv schwer täten. Die Lage mit
dem Wort „Dramatik“ zu be-
schreiben, lasse sich jedoch
durch die Ergebnisse der vor-
genommenen Prüfungen bele-
gen. Nach Einschätzung der
Rechnungshofpräsidenten hat
die Staatsverschuldung nun-
mehr einen Stand erreicht, der
die politischen Gestaltungs-
spielräume praktisch auf Null
reduziere. Für Zukunftsaufga-
ben stünden faktisch keine fi-
nanziellen Mittel mehr zur Ver-
fügung, beklagen die Kassen-

prüfer in ihrem Papier. Ur-
sächlich für diese desolate La-
ge sei der unseriöse Umgang
mit den öffentlichen Finan-
zen. Sowohl der Bund als auch
die einzelnen Bundesländer
hätten inzwischen das Ziel
aufgegeben, mittelfristig einen
in Einnahmen und Ausgaben
ausgeglichenen Haushalt vor-
zulegen.
Bei der Aufstellung der Haus-
halte der Gebietskörperschaf-
ten sei mogeln, schummeln,
täuschen und verschleiern
durchaus nicht unüblich. Als
Beispiel führte Jansen an,
dass in den Justizetats die
Kosten für Zeugen und Sach-
verständige regelmäßig zu
niedrig angesetzt würden, weil
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Das Beamten-Jahr-
buch liegt jetzt in
einer aktualisier-

ten 4. Auflage vor. Die
Sammlung von Gesetzen
und Verordnungen des
Landes Nordrhein-West-
falen versteht sich als Er-
gänzung zum „Handbuch
für den Strafvollzug“, das
die BSBD-Bundesleitung
kürzlich in 4. Auflage vor-
gelegt hat. 
Die beiden Gesetzessamm-
lungen sind sowohl für die
Beamtenanwärterinnen
und -anwärter als auch für
den Praktiker im Strafvoll-
zug eine unverzichtbare
Informationsquelle. Bei
der Zusammenstellung

des Kompendiums sind die
Anregungen der Justizvoll-
zugsschule NRW und der
Praxis weitgehend berück-
sichtigt worden, so dass
den Kolleginnen und Kolle-
gen eine überzeugende,
auf ihre Bedürfnisse aus-
gerichtete Gesetzessamm-
lung vorgelegt werden
kann.
Den Nachwuchskräften
des Vollzuges, die Mitglied
im BSBD sind, werden die
beiden Handbücher in
Kürze kostenlos zur Ver-
fügung gestellt. BSBD-Mit-
gliedern werden die Hand-
bücher im Juli zu einem
lukrativen Sonderpreis an-
geboten. 

die Gelder unabhängig vom
tatsächlichen Ansatz auf jeden
Fall bezahlt werden müssten.
Um bei Aufstellung des Haus-
halts die grundgesetzlich vor-
gegebene Schuldengrenze zu
umgehen, werde der Investiti-
onsbegriff immer weiter ausge-
dehnt, weil Artikel 115 des
Grundgesetzes ultimativ vor-
schreibe, dass die Nettokredit-
aufnahme die Summe der In-
vestitionen nicht übersteigen
darf. Trotz dieser klaren Rege-
lung ist die Überschuldung der
öffentlichen Haushalte nicht
verhindert worden, was Dieter
Engels, Präsident des Bun-
desrechnungshofes, zu der
Feststellung veranlasste, der
Artikel 115 habe schlicht ver-
sagt, zumindest aber nicht
richtig gegriffen.
Schön gerechnet werde auch
die Einnahmenseite der Haus-
halte, kritisierten die Kassen-
prüfer. Bereits seit Jahren wie-
derhole sich im halbjährlichen
zeitlichen Abstand das Ritual,
dass die Steuerschätzungen

jeweils nach unten korrigiert
werden müssten. Ursächlich
hierfür seien die regelmäßig zu
positiven Bewertungen der
konjunkturellen Lage und de-
ren Entwicklung. Engels legte
eine Berechnung vor, nach der
sich die Fehler der Steuer-
schätzungen zwischen Mai
1994 und November 2003 auf
einen Fehlbetrag zwischen
Schätzung und tatsächlichen
Einnahmen von insgesamt
642 Milliarden Euro summiert
haben. 
Die Rechnungshofpräsidenten
fordern von der Politik eine
realistischere Planung der
Einnahmen und Ausgaben der
Haushalte. Schon lange sei
nicht mehr hinnehmbar, dass
Haushaltspläne schon kurz
nach ihrer Verabschiedung
durch die Parlamente nicht
mehr das Papier wert seien,
auf dem sie geschrieben seien.
Die Konferenz der Präsidentin-
nen und Präsidenten der
Rechnungshöfe in Bund und
Ländern hat sich daher für ei-
ne Grundgesetzänderung aus-
gesprochen, die eine Kreditfi-
nanzierung von öffentlichen
Haushalten in wirtschaftli-
chen Normalzeiten katego-
risch verbiete. Auch Politiker,
so die Konferenz, müssten zu
dem Grundsatz zurückkeh-
ren, dass nicht mehr ausgege-
ben werden dürfe als einge-
nommen werde. Die Vorsitzen-
de der Konferenz, Martha Jan-
sen sagte: „Wir haben in der Fi-
nanzpolitik kein Erkenntnis-,
sondern ein Umsetzungspro-
blem. Es ist die Sorgfalt des or-
dentlichen Kaufmannes nach
dem Handelsgesetzbuch, die
wir einfordern.“

Prof. Dr. Dieter Engels, Präsident
des Bundesrechnungshofs, rügt
den Umgang der Politiker mit den
öffentlichen Finanzen.

Gefährlicher Chaot:

Der Tropfen, der das Fass
zum Überlaufen bringt
Geistesblitze oder Gewalt-
ausbrüche: Wie entstehen
zündende Ideen oder plötzli-
che Ausbrüche von Volks-
zorn? Henri Poincaré, Be-
gründer der Chaostheorie,
hat festgestellt: nach intensi-
ver geistiger Tätigkeit kommt
die Lösung später von selbst
− im Schlaf. Beeinflussen
oder vorhersagen lassen sich
jedoch weder Zeitpunkt noch
Qualität des Geistesblitzes.
Ähnlich unberechenbar er-
eignen sich Naturkatastro-

phen oder Revolutionen.
Wann kocht die Volksseele
über? Wann entladen sich
Spannungen der Erde in ei-
nem Beben? Wann stürzt ei-
ne Aktie ins Bodenlose oder
erlebt einen Höhenflug? Wis-
senschaftler analysieren
„Zeitreihen“ und hoffen,
durch Beschreibung frakta-
ler Strukturen den Zeitpunkt
von dramatischen Entwick-
lungen oder Revolutionen vo-
raussagen zu können. Bisher
allerdings vergebens.


